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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
Az: B 5 RS 26/10 B 
 
L 1 R 126/07 (LSG Sachsen-Anhalt) 
S 6 RA 337/04 (SG Halle) 
 
 
 
………………………………………………………. , 
 
 
 Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigter: …………………………………. , 
  
 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Bund 
- Versorgungsträger für die Zusatzversorgungssysteme -, 
Hirschberger Straße 4, 10317 Berlin, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 
 
 

Der 5. Senat des Bundessozialgerichts hat am 1. September 2010 durch den 

Vorsitzenden Richter   Dr.  B e r c h t o l d ,  die Richterin   Dr.  G ü n n i k e r     

und den Richter   Dr.  K o l o c z e k   

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil 

des Landessozialgerichts Sachsen-Anhalt vom 18. März 2010 wird als 

unzulässig verworfen. 

 

Die Beteiligten haben einander keine Kosten zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Mit Urteil vom 18.3.2010 hat das Landessozialgericht Sachsen-Anhalt (LSG) einen Anspruch 

des Klägers auf Feststellung der Zeit vom 1.11.1972 bis 30.6.1990 als Zeit der Zugehörigkeit 

zur zusätzlichen Altersversorgung der technischen Intelligenz sowie der in diesem Zeitraum 

erzielten Arbeitsentgelte verneint. 

 

Gegen die Nichtzulassung der Revision in diesem Urteil hat der Kläger Beschwerde beim 

Bundessozialgericht (BSG) eingelegt. Er beruft sich auf die grundsätzliche Bedeutung der 

Rechtssache iS von § 160 Abs 2 Nr 1 SGG, Divergenz iS von § 160 Abs 2 Nr 2 SGG und das 

Vorliegen von Verfahrensmängeln. 

 

Die Nichtzulassungsbeschwerde des Klägers ist unzulässig, weil sie nicht formgerecht 

begründet worden ist (vgl § 160a Abs 2 Satz 3 SGG). 

 

Die Revision ist nur zuzulassen, wenn 

 - die Rechtssache grundsätzliche Bedeutung hat (§ 160 Abs 2 Nr 1 SGG), 

 - das Urteil von einer Entscheidung des BSG, des Gemeinsamen Senats der obersten 

Gerichtshöfe des Bundes (GmSOGB) oder des Bundesverfassungsgerichts (BVerfG) 

abweicht und auf dieser Abweichung beruht (aaO Nr 2) oder 

 - ein Verfahrensmangel geltend gemacht wird, auf dem die angefochtene Entscheidung 

beruhen kann (aaO Nr 3). 

 

Derartige Gründe werden in der Beschwerdebegründung nicht nach Maßgabe der 

Erfordernisse des § 160a Abs 2 Satz 3 SGG dargetan. Die Beschwerde ist daher gemäß 

§ 160a Abs 4 Satz 1 iVm § 169 SGG zu verwerfen. 

 

Eine Rechtssache hat nur dann grundsätzliche Bedeutung, wenn sie eine Rechtsfrage aufwirft, 

die über den Einzelfall hinaus aus Gründen der Rechtseinheit oder der Fortbildung des Rechts 

einer Klärung durch das Revisionsgericht bedürftig und fähig ist. Der Beschwerdeführer muss 

daher anhand des anwendbaren Rechts und unter Berücksichtigung der höchstrichterlichen 

Rechtsprechung angeben, welche Fragen sich stellen, dass diese noch nicht geklärt sind, wes-

halb eine Klärung dieser Rechtsfragen aus Gründen der Rechtseinheit oder der Fortbildung des 

Rechts erforderlich ist und dass das angestrebte Revisionsverfahren eine Klärung erwarten 

lässt. Ein Beschwerdeführer muss mithin, um seiner Darlegungspflicht zu genügen, eine 

Rechtsfrage, ihre (abstrakte) Klärungsbedürftigkeit, ihre (konkrete) Klärungsfähigkeit (Ent-

scheidungserheblichkeit) sowie die über den Einzelfall hinausgehende Bedeutung der von ihm 

angestrebten Entscheidung (so genannte Breitenwirkung) darlegen (zum Ganzen vgl BSG 

SozR 3-1500 § 160a Nr 34 S 70 mwN; Fichte in Breitkreuz/Fichte, SGG, 2009, § 160a 

RdNr 41). Diesen Anforderungen wird die vorliegende Beschwerdebegründung nicht gerecht. 
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Der Kläger hat es bereits versäumt, eine Rechtsfrage zu formulieren, der er grundsätzliche 

Bedeutung beimisst. 

 

Divergenz iS von § 160 Abs 2 Nr 2 SGG liegt vor, wenn die tragenden abstrakten Rechtssätze, 

die zwei Entscheidungen zu Grunde gelegt worden sind, nicht übereinstimmen. Sie kommt nur 

dann in Betracht, wenn das LSG einen tragenden abstrakten Rechtssatz in Abweichung von 

einem vorhandenen abstrakten Rechtssatz des BSG, des GmSOGB oder des BVerfG auf-

gestellt hat. Eine Abweichung liegt folglich nicht schon dann vor, wenn die Entscheidung des 

LSG nicht den Kriterien entspricht, die das BSG aufgestellt hat, sondern erst, wenn das LSG 

diesen Kriterien widersprochen, also eigene rechtliche Maßstäbe entwickelt hat. Nicht die 

Unrichtigkeit der Entscheidung im Einzelfall, sondern die Nichtübereinstimmung im Grundsätz-

lichen begründet die Zulassung der Revision wegen Abweichung. Darüber hinaus verlangt der 

Zulassungsgrund der Divergenz, dass das angefochtene Urteil auf der Abweichung beruht. 

Bezogen auf die Darlegungspflicht bedeutet das vorstehend Gesagte, dass die Beschwerde-

begründung erkennen lassen muss, welcher abstrakte Rechtssatz in der höchstrichterlichen 

Entscheidung enthalten ist und welcher im Urteil des LSG enthaltene Rechtssatz dazu im 

Widerspruch steht; ferner muss aufgezeigt werden, dass das Urteil auf der Abweichung beruht, 

dh die Entscheidung bei Anwendung der höchstrichterlichen Rechtsprechung anders aus-

gefallen wäre, und auch das Revisionsgericht die oberstgerichtliche Rechtsprechung in einem 

künftigem Revisionsverfahren seiner Entscheidung zu Grunde zu legen haben wird (zum 

Ganzen vgl BSG SozR 3-1500 § 160a Nr 34 S 72 mwN und SozR 1500 § 160a Nr 54 S 71 f). 

Diesen Darlegungserfordernissen wird die Beschwerdebegründung nicht gerecht.  

 

Zwar legt der Kläger dar, dass das LSG der Rechtsauffassung des BSG im Urteil vom 9.4.2002 

(B 4 RA 31/01 R - SozR 3-8570 § 1 Nr 2) zum erweiterten personellen Anwendungsbereich des 

AAÜG nicht folge. Er zeigt aber nicht schlüssig auf, dass das Berufungsurteil auch auf dieser 

Abweichung beruht. Vielmehr weist die Beschwerdebegründung selbst darauf hin, dass das 

LSG zu dem Ergebnis gelangt sei, dem Kläger stehe auch bei Beachtung der vom BSG auf-

gestellten Anforderungen kein Anspruch auf Einbeziehung in das Versorgungssystem der 

zusätzlichen Altersversorgung der technischen Intelligenz zu, da die betriebliche 

Voraussetzung nicht erfüllt sei.  

 

In diesem Zusammenhang macht der Kläger weiter geltend, das Berufungsgericht weiche von 

der Entscheidung des BSG vom 9.4.2002 (B 4 RA 41/01 R - SozR 3-8570 § 1 Nr 6) ab, da es 

bei der Prüfung der betrieblichen Voraussetzung nicht darauf abstelle, ob in dem Betrieb eine 

industrielle Fertigung von Sachgütern erfolgt sei, sondern ausschließlich die Betriebs-

bezeichnung VEB Sekundärrohstofferfassung H.          und den Gründungsbericht der Sero-

Recycling H.       GmbH berücksichtige. Mit diesem Vorbringen ist den og Vorgaben an die Dar-

legung einer Divergenz ebenfalls nicht genügt. 
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Der Kläger hat insoweit keinen tragenden abstrakten Rechtssatz des BSG benannt, dem das 

LSG widersprochen habe. Mit dem Vorbringen, das Berufungsgericht sei von der zitierten 

höchstrichterlichen Entscheidung abgewichen, weil es nicht darauf abgestellt habe, ob in dem 

Betrieb eine industrielle Fertigung von Sachgütern erfolgt sei, ist eine Divergenz, dh ein Wider-

spruch zur Rechtsauffassung des BSG nicht dargetan. Missversteht oder übersieht das 

Berufungsgericht einen höchstrichterlichen Rechtssatz und wendet deshalb das Recht 

fehlerhaft an, kann daraus nicht geschlossen werden, es habe einen divergierenden Rechtssatz 

aufgestellt. Die Bezeichnung einer Abweichung iS des § 160 Abs 2 Nr 2 SGG setzt vielmehr die 

Darlegung voraus, dass das LSG die höchstrichterliche Rechtsprechung im angefochtenen 

Urteil in Frage stellt. Dies ist nicht der Fall, wenn es eine höchstrichterliche Entscheidung in 

ihrer Tragweite für den entschiedenen Fall lediglich verkannt haben sollte (vgl BSG SozR 

3-1500 § 160a Nr 34 S 73 mwN). Das LSG hat nach dem eigenen Vorbringen des Klägers die 

Abweisung der Klage ua damit begründet, dass diese auch nach der Rechtsprechung des BSG 

keinen Erfolg haben könne.  

 

Wird eine Nichtzulassungsbeschwerde darauf gestützt, dass ein Verfahrensmangel vorliege, 

auf dem die angefochtene Entscheidung beruhen könne (§ 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 1 SGG), so 

müssen bei der Bezeichnung des Verfahrensmangels (§ 160a Abs 2 Satz 3 SGG) zunächst die 

den Verfahrensmangel (vermeintlich) begründenden Tatsachen substantiiert dargetan werden. 

Darüber hinaus ist die Darlegung erforderlich, dass und warum die Entscheidung des LSG aus-

gehend von dessen materieller Rechtsansicht auf dem Mangel beruhen kann, also die Möglich-

keit einer Beeinflussung des Urteils besteht. Gemäß § 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG kann der 

geltend gemachte Verfahrensmangel nicht auf eine Verletzung der §§ 109 und 128 Abs 1 

Satz 1 SGG und auf eine Verletzung des § 103 SGG nur gestützt werden, wenn er sich auf 

einen Beweisantrag bezieht, dem das LSG ohne hinreichende Begründung nicht gefolgt ist. 

 

Der Kläger rügt eine Verletzung des § 103 SGG. Hierzu trägt er vor, das LSG sei ver-

schiedenen "Beweisanträgen" - Schriftsatz vom 4.7.2007 mit Schreiben vom 14.11.1988, 

Dokument vom 25.4.1977, Klageschrift vom 9.7.2004 mit Projektunterlagen für das 

Papieraufbereitungszentrum H.                   vom 30.8.1978, Mitteilung vom 27.11.1989, 

Niederschrift vom 18.3.1988, Standortgenehmigung vom 2.4.1986 - ohne hinreichende 

Begründung nicht gefolgt. Hätte das LSG diese Dokumente berücksichtigt, hätte es die 

betriebliche Voraussetzung iS der Rechtsprechung des BSG bejahen müssen. Es kann 

vorliegend unerörtert bleiben, ob der Kläger damit jeweils Beweisanträge im rechtlich 

maßgeblichen Sinn der ZPO bezeichnet hat. Er hat jedenfalls nicht ausgeführt, dass er seine 

Anträge auch noch am Schluss des Verfahrens vor dem Berufungsgericht aufrechterhalten hat. 

Ein Beweisantrag hat nämlich im sozialgerichtlichen Verfahren Warnfunktion und soll der Tat-

sacheninstanz unmittelbar vor der Entscheidung vor Augen führen, dass die gerichtliche Auf-

klärungspflicht von einem Beteiligten noch nicht als erfüllt angesehen wird. Wird ein Beweis-
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antrag in einem vorbereitenden Schriftsatz gestellt, so ist er dann nicht iS des § 160 Abs 2 Nr 3 

Halbs 2 SGG übergangen worden, wenn den näheren Umständen zu entnehmen ist, dass er in 

der maßgebenden mündlichen Verhandlung nicht weiter verfolgt wurde. Dies ist bei rechts-

kundig vertretenen Beteiligten regelmäßig anzunehmen, wenn in der letzten mündlichen Ver-

handlung nur noch ein Sachantrag gestellt und der Beweisantrag nicht wenigstens hilfsweise 

wiederholt wird (BSG SozR 3-1500 § 160 Nr 35 S 73 mwN). Wird ein Verfahren ohne 

mündliche Verhandlung entschieden, ist ein zuvor gestellter Antrag dann nicht mehr 

aufrechterhalten, wenn sich die Beteiligten mit einer Entscheidung ohne mündliche Ver-

handlung einverstanden erklären, ohne den zuvor bereits formulierten Beweisantrag gleichzeitig 

zu wiederholen (BSG SozR 3-1500 § 160 Nr 35 S 74 mwN). Hierzu hat der Kläger nichts vor-

getragen. 

 

Soweit der Kläger mit seinem Vorbringen eine Verletzung des § 128 Abs 1 Satz 1 SGG rügen 

will, verkennt er, dass ein Verstoß gegen die Verpflichtung des Gerichts, das Gesamtergebnis 

des Verfahrens unter Abwägung aller Umstände zu würdigen, mit der Nichtzulassungs-

beschwerde nicht geltend gemacht werden kann (§ 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG). 

 

Von einer weiteren Begründung sieht der Senat ab, da sie nicht geeignet wäre, zur Klärung der 

Voraussetzungen der Revisionszulassung beizutragen (vgl § 160a Abs 4 Satz 2 SGG).  

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung des § 193 Abs 1 SGG. 
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